
„

wissenschaftsmanagement 4-5 • mai-august • 2015

Deutscher Akademischer Austausch Dienst e.V. (DAAD)

Hochschulmarketing in Mittel- und Südosteuropa  
Ungarn, Rumänien, Bulgarien – lang gewachsene Traditionen und neue Perspektiven

Rumänien, Bulgarien, Ungarn – diese drei Länder pflegen traditionell besonders enge 
Beziehungen zu Deutschland. Die Vielzahl der deutschsprachigen Studiengänge und der 
gute Ruf der deutschen Hochschulen tragen dazu bei, dass Deutschland eines der at-
traktivsten Studien- und Forschungsziele für Studierende aus diesen Regionen ist. Rumä-
niens Internationalisierungsbestrebungen sorgen für die Mobilisierung der Studierenden 
und für ein steigendes Interesse an deutsch-rumänischen Hochschulkooperationen. Ein-
blicke in diese Bildungsmärkte, in die aktuellen Entwicklungen und in bestehende Pro-
jekte sollen die hervorragenden Perspektiven auch für die zukünftige Zusammenarbeit 
aufzeigen und mit Hinweisen zum erfolgreichen Hochschulmarketing internationalen Ak-
teuren hilfreiche Handlungsempfehlungen geben.

Ungarn steht seit dem Wahlsieg von Viktor Orbán im April 2010 regelmäßig negativ in den 

Schlagzeilen; nach seinem erneuten Wahlsieg im April 2014 hat sich dies in keiner Weise ge-

ändert. Schon im Sommer 2013 drohte das Europäische Parlament Ungarn sogar mit dem 

Stimmrechtsentzug nach Artikel 7 des EU-Vertrags, wenn das Land sich nicht stärker um die 

Sicherung der Rechtsstaatlichkeit und den Schutz der Menschenrechte bemüht. Immer wieder 

werden ausländische Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die in Ungarn tätig sind, des-

halb von Kollegen aus westeuropäischen Staaten gefragt, wie es in Ungarn um die Freiheit der 

Forschung und Lehre bestellt sei.

Die Betrachtung der politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen des ungarischen Bil-

dungsmarktes aus der Innenperspektive zeigt ein deutlich differenzierteres Bild: Ungarn ist eine 

stabile Demokratie, in der es jedoch eine Reihe von politischen und wirtschaftlichen Fehlent-

wicklungen gibt. Diese sind erstens auf das Erbe der sozialistischen Vergangenheit, zweitens auf 

problematische Entwicklungen in der Transformationsphase seit 1988/89 und drittens auf die 

Wirtschaftskrise seit 2008 zurückzuführen.

Ungarn hatte vor der Zeit des Sozialismus nur für eine kurze Zeit ein funktionierendes parla-

mentarisches System; liberale Strömungen waren stets nur eine Sache Budapester Eliten ohne 

größeren Rückhalt in der breiten Bevölkerung. Diese Tradition verband sich in den vierzig Jah-

ren kommunistischer Herrschaft mit den Prägungen dieses Systems, die sich u. a. darin zeigen, 

dass die Menschen eine hohe Erwartung an die Leistungen des Staates entwickeln, ihm aber 

ansonsten äußerst misstrauisch gegenüberstehen. Der ungarische Schriftsteller Péter Nádas be-

klagt, dass die Menschen im Sozialismus nur Strategien des Überlebens erlernen, ihnen aber 

der für eine Republik erforderliche Sinn für das Gemeinwohl fehlt. Aus der feindlichen Haltung 

gegenüber dem diktatorischen Staat wurde die Konsequenz gezogen, dass der, der den Staat 

betrügt, nicht ein Dieb ist, sondern ein ügyes ember – ein geschickter Mensch.

Der Transformationsprozess in Ungarn weist gegenüber den anderen mitteleuropäischen Trans-

formationsstaaten (Polen, Tschechien, Slowakei) die Besonderheit auf, dass der Umbruch 1989 

vergleichsweise sanft vollzogen wurde. In der Spätphase der Herrschaft von Kádár in den acht-
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ziger Jahren kam es immer mehr zu einer Aufweichung der Diktatur, und es entstand innerhalb 

der kommunistischen Partei (MSZMP) eine Reformbewegung, die 1989 die Macht übernahm 

und die Demokratisierung von Ungarn anstieß. Die „verhandelte Revolution“ („negotiated re-

volution“) hatte zur Folge, dass es eine größere Kontinuität unter den Eliten gab als in anderen 

Transformationsstaaten, die wiederum in den neunziger Jahren teilweise das Motiv verfolgten, 

Besitzstände zu bewahren und sich im Privatisierungsprozess zu bereichern.

In der Folge gab es im Transformationsprozess in politischer, wirtschaftlicher und sozialer Hin-

sicht eine Reihe von Fehlentwicklungen, unter denen Ungarn bis heute leidet. Das politische 

System ist von einer starken Polarisierung zwischen den politischen Lagern gekennzeichnet; 

jedem Regierungswechsel folgt ein umfassender Austausch von Personen in der Verwaltung und 

den staatlich kontrollierten Medien, bei dem – bis hin zur Ebene von Referatsleitern – Anhänger 

des gegnerischen Lagers aus ihren Ämtern „entfernt“ werden.

In ökonomischer Hinsicht war Ungarn 1989 von allen sozialistischen Ländern das am besten 

entwickelte Land; in den letzten 20 Jahren ist es bei einer Reihe von Wirtschaftsindikatoren 

(z. B. Wachstum des Bruttoinlandsprodukts des Pro-Kopf-Einkommens) hinter die anderen Vise-

grad-Staaten (Polen, Tschechien, Slowakei) zurückgefallen und bildet heute in dieser Gruppe in 

Bezug auf das Wirtschaftswachstum das Schlusslicht. Die Wirtschaftskrise von 2008/09 hat Un-

garn besonders hart getroffen; es kam zu einem massiven Einbruch der ausländischen Direktin-

vestitionen, die aber bereits zuvor in den Jahren 2004 und 2007 stark zurückgegangen waren, 

sodass die Ursachen nicht allein im weltwirtschaftlichen Umfeld gesehen werden können.

Die Wirtschaftskrise von 2008 traf Ungarn aufgrund seiner starken Exportorientierung besonders 

hart: Die privaten Konsumausgaben fielen damals auf das Niveau von 2002 zurück und stag-

nierten lange, hinsichtlich der Kaufkraft standen in der EU nur Rumänien und Bulgarien schlech-

ter da. Für 2014 konnten nun erstmals wieder Wachstumsraten angegeben werden, der Anstieg 

von 2 Prozent im Jahr 2014 lässt auf eine ansetzende Erholung des Marktes schließen, auch im 

Ausblick auf das Jahr 2015.

Die politische und wirtschaftliche Entwicklung Ungarns in den letzten zwanzig Jahren bildet den 

Hintergrund für die Politik der Regierung von Viktor Orbán: Sie agiert in einem stark polarisierten 

politischen Umfeld, in dem seit Wiedereinführung der parlamentarischen Demokratie 1989 jeder 

Wahlsieger versucht hat, alle wichtigen Funktionen in der Verwaltung neu zu besetzen, und sie 

muss auf die massive Wirtschaftskrise reagieren, deren Ursachen nur zum Teil auf die weltwirt-

schaftliche Lage zurückzuführen sind. Die Koalition des Bundes Junger Demokraten (Fidesz) und 

der Christlich-Demokratischen Volkspartei (KDNP) errang bei den Parlamentswahlen von 2010 

über zwei Drittel der Mandate und verfügt im ungarischen Einkammersystem seither über die 

Möglichkeit zum „Durchregieren“, von der sie extensiv Gebrauch macht.

Es ist der Anspruch von Orbán, „die Revolution von 1989 zu vollenden“ und das Land grund-

legend umzugestalten. Ein wichtiger symbolischer Akt – für die Befürworter ebenso wie für 

die Gegner der Regierung – war dabei die Verabschiedung des neuen Grundgesetzes im April 

2011, das am 1. Januar 2012 in Kraft trat. Auch wenn die Ausarbeitung des Grundgesetzes sehr 

schnell erfolgte – zwischen der Vorlage des Entwurfs und der Abstimmung im Parlament lagen 

nur vier Wochen – und wenig transparent ablief, wurden die Gewaltenteilung und die Prinzipien 

der Rechtsstaatlichkeit und der Demokratie nicht in ihrem Kern verändert: Das Grundgesetz ist 

nicht die Verfassung eines autoritären Staates. Tatsächlich wurden nur wenige Regelungen des 

Grundgesetzes (wie auch in anderen von Fidesz und KDNP verabschiedeten Gesetzen) von der 

Europäischen Kommission und vom Europäischen Gerichtshof konkret beanstandet.
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Für die Rechtsstaatlichkeit problematischer als die in den deutschen Medien vielfach kritisierten 

einzelnen Gesetze (wie z. B. das Mediengesetz) ist zum einen die bloße Menge an verabschiede-

ten Gesetzen, die oftmals „handwerklich“ unsauber ausgearbeitet sind, sodass es nach kurzer 

Zeit zu Novellierungen kommt und eine Rechtsunsicherheit aufgrund der schnellen Änderungen 

der gesetzlichen Grundlagen entsteht. Zum anderen stellt die Zahl der sogenannten Kardinalge-

setze ein Problem dar, die im Parlament einer Zweidrittel-Mehrheit bedürfen. Sie können nach 

einem Verlust der derzeitigen Zweidrittelmehrheit von Fidesz auf absehbare Zeit nicht geändert 

werden, jedenfalls solange es nicht erneut eine Regierung mit einer Zweidrittelmehrheit gibt, 

denn parteiübergreifende Kompromisse sind aufgrund der Polarisierung des politischen Systems 

anders als in Deutschland kaum möglich. Ganz offensichtlich nutzt die Fidesz-Regierung hier 

ihren Gestaltungsspielraum, um das politische und rechtliche System in Ungarn auf lange Zeit 

nach ihren Vorstellungen zu prägen, ohne dabei nach einem breiten Konsens zu streben. Die Kri-

tik an dieser Politik übersieht aber regelmäßig, dass die damit verbundene Haltung bislang jede 

Regierung in Ungarn auszeichnete – allerdings mit dem Unterschied, dass die Fidesz-Regierung 

nun bereits seit 2010 aufgrund ihrer breiten Mehrheit im Parlament über mehr Macht verfügt als 

die Vorgängerregierungen.

Bei den Parlamentswahlen am 6. April 2014 hat die Koalition von Fidesz und KDNP – wie bereits 

erwähnt – erneut eine Zweidrittelmehrheit errungen; auch bei der Europawahl im Mai 2014 und 

bei der Kommunalwahl im Oktober 2014 siegte Fidesz mit großem Abstand vor den oppositio-

nellen Parteien bzw. Kandidaten. Bei diesen Wahlsiegen profitierte Fidesz auch davon, dass die 

Opposition völlig zersplittert ist. Sie ist einerseits in die rechtsextreme Jobbik und die linken 

Oppositionsparteien gespalten (Jobbik erzielte bei den letzten Parlamentswahlen 20,4 Prozent, 

das Bündnis der linken Oppositionsparteien 26,9 Prozent); andererseits sind die linken Opposi-

tionsparteien wiederum untereinander zerstritten – ihr Wahlbündnis war bereits wenige Tage 

nach der Parlamentswahl zerbrochen. Im Ergebnis hat Orbán derzeit keinen ernst zu nehmen-

den Gegner.

Stichwörter
Hochschulkooperation

Hochschulmarketing

Internationalisierung

”Für die Rechtsstaat-
lichkeit problemati-
scher als die in den 
deutschen Medien 
vielfach kritisierten 
einzelnen Gesetze 
(wie z. B. das Medien-
gesetz) ist zum einen 
die bloße Menge an 
verabschiedeten Ge-
setzen, die oftmals 
„handwerklich“ un-
sauber ausgearbeitet 
sind, sodass es nach 
kurzer Zeit zu No-
vellierungen kommt 
und eine Rechtsunsi-
cherheit aufgrund der 
schnellen Änderun-
gen der gesetzlichen 
Grundlagen entsteht.

60	 schwerpunkt �Wissenschaftliche Bücher 2015

„Viele Wähler sehen Ungarn als Opfer internationaler Mächte  
und fühlen sich in dieser Sicht durch die kritische Haltung des Euro- 
päischen Parlaments, der Europäischen Kommission und neuerdings 

auch der Vereinigten Staaten gegenüber ihrem Land bestärkt.“

Eine weitere Ursache für den dreifachen Wahlsieg von Fidesz in 2014 liegt darin, dass die nur 

schleppende Überwindung der Wirtschaftskrise, ebenso wie die Kritik an der ungarischen Re-

gierung in westlichen Medien den ohnehin starken Nationalismus vieler ungarischer Wähler för-

dern. Viele Wähler sehen Ungarn als Opfer internationaler Mächte und fühlen sich in dieser Sicht 

durch die kritische Haltung des Europäischen Parlaments, der Europäischen Kommission und 

neuerdings auch der Vereinigten Staaten gegenüber ihrem Land bestärkt. Als Reaktion wird in 

national orientierten Kreisen eine größere Unabhängigkeit Ungarns vom Ausland gefordert, die 

angesichts der Einbindung des Landes in die EU, die NATO und in internationale Wirtschafts-

beziehungen geradezu illusionär ist. Unabhängig von einer verbreiteten nationalen Orientierung 

von Fidesz-Politikern steht die Partei auch vor der Aufgabe, nationalistische Wähler an die eige-

ne Partei zu binden, damit sie sich nicht der rechtsextremen Partei Jobbik zuwenden.

Prof. Dr. Hendrik Hansen, Andrássy-Universität Budapest


